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Hamburg, den 20.05.2011 

 
FDP Wandsbek: 
 
Wohnungsbau ja – aber nicht mit der Brechstange  
 
 
Anlässlich des Versuchs der Stadtentwicklungssenatorin Blankau, die Bezirke per Vertrag zu 
mehr Wohnungsneubauten zu zwingen, erklärt der Vorsitzende der FDP Bezirksfraktion 
Wandsbek, Dr. Klaus Fischer: 
 
"Die FDP-Fraktion unterstützt grundsätzlich das Ziel einer Intensivierung des Wohnungsbaus in 
Wandsbek. An der Erarbeitung eines Wohnungsbauprogramms für den Bezirk möchte die FDP-
Fraktion konstruktiven mitwirken. Die Vereinbarung zwischen Senat und Bezirken in der nun vom 
Senat vorgeschlagenen Form betrachten wir als kontraproduktiv."  Fischer führt weiter aus: " Den 
Bezirken soll die Verantwortung für die Realisierung der vom Senat verkündeten 
Wohnungsbauziele zugeschoben werden, ohne dass diesen die entsprechenden Mittel und 
Möglichkeiten dafür gegeben werden. Anstatt seine Hausaufgaben zu machen, stiehlt der Senat 
sich in dieser für ihn angeblich so zentralen Frage aus der Verantwortung. Wir empfehlen dem 
Vorsitzenden der Bezirksversammlung sowie der Bezirksamtsleiterin daher, den Vertrag mit dem 
Senat zum Wohnungsbau in der vorliegenden Fassung nicht zu unterzeichnen. "  
 
Zu den Gründen der Ablehnung äußert sich Fischer wie folgt: "Wir brauchen nicht mehr 
Verwaltungsanordnungen, sondern bessere Voraussetzungen zum Wohnungsbau. Der Senat 
muß den Bezirken die potentiell verfügbaren Grundstücke aufgeben. Außerdem sind zeitliche 
Vorgaben an die Bezirke für die Umsetzung von Bebauungsplänen ohne Änderungen an den 
Verfahren der Bürgerbeteiligung völlig unrealistisch. Solche Änderungen kann aber nur der Senat 
vornehmen. Schließlich sind die Bezirksämter auch personell schon jetzt den Aufgaben im 
Bereich Stadtplanung kaum gewachsen. Hier benötigen die Bezirke verbindliche Zusagen. 
Aus Sicht der FDP-Fraktion wäre es am besten, wenn der Senat die Liegenschaft auf die Bezirke 
übertragen würde. Die Verfügungsgewalt über Grundstücke und Baurecht lägen so in eine Hand. 
Dies wäre ein wichtiger Schritt hin zur Beschleunigung von Bebauungsverfahren." 


